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Steuerart Fälligkeit 1 �Für den abgelaufenen Monat.
2 ��Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für 

den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfrist-
verlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

3 �Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldun-
gen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-
dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonn-
tag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

4 �Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugs-
ermächtigung erteilt werden.

5 �Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des lau-
fenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge 
zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei 
allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 24.04.2013) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag1 10.04.2013 10.05.2013

Umsatzsteuer2 10.04.2013 10.05.2013

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 15.04.2013 13.05.2013

Scheck4 05.04.2013 07.05.2013

Gewerbesteuer entfällt 15.05.2013

Grundsteuer entfällt 15.05.2013

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 entfällt 21.05.2013

Scheck4 entfällt 10.05.2013

Sozialversicherung5 26.04.2013 29.05.2013

Kapitalsteuer, Solidaritätszuschlag
Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf 
entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.
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Studie – Deutsches Steuersystem ist gerecht
Die Umverteilung von leistungsfähigen zu weniger leistungsfähigen Haushalten funktioniert gut

Wahrscheinlich widerspricht es dem 
Bauchgefühl vieler Steuerzahler, aber 
das Institut der deutschen Wirtschaft 
in Köln hat in einer Studie festgestellt: 
Die häufig geäußerte Kritik, das deut-
sche Steuersystem sei ungerecht und 
fördere eine Verteilung von unten nach 
oben, trifft nicht zu.
Vielmehr funktioniert die von Staat und 
Gesellschaft gewünschte Umvertei-
lung von leistungsfähigen zu weniger 
leistungsfähigen Haushalten nach wie 
vor gut, so das Ergebnis einer Studie 
des Instituts der deutschen Wirtschaft 
Köln (IW).
Der Untersuchung zufolge spielt die 
Einkommenssteuer dabei die wich-
tigste Rolle. Grund ist der progressive 
Steuertarif. Das bedeutet: Mit steigen-
dem Einkommen erhöht sich auch der 

Anteil, der als Steuer fällig wird. Teilt 
man die Haushalte sortiert nach Ein-
kommen in zehn Gruppen, werden 
die Umverteilungswirkungen deutlich 
sichtbar. Danach zahlt das oberste 
Zehntel der Einkommenssteuerpflich-
tigen weit mehr als die Hälfte des 
gesamten Aufkommens an Einkom-
menssteuer. Aber nicht alle Steuer-
pflichtigen leisten Beiträge zur gesetz-
lichen Sozialversicherung. Das führt 
dazu, dass die prozentuale Gesamt-
belastung durch Einkommens- und 
Mehrwertsteuer sowie Sozialbeiträge 
im neunten Dezil am stärksten ist. An-
sonsten steigt die Belastung mit Steu-
ern und Sozialbeiträgen in Deutsch-
land stetig mit dem Einkommen an, 

Fortsetzung des Artikels auf Seite 2



Das steuerliche Reisekostenrecht wird 
ab dem 1.1.2014 vereinfacht und ver-
einheitlicht. So werden bei den Pau-
schalen für Verpflegungsmehraufwen-
dungen die Mindestabwesenheitszei-
ten verringert, sodass es statt bisher 
drei unterschiedlichen Abzugsbeträgen 
nur noch zwei gibt, nämlich 12 und 
24 €. Für eintägige Dienstreisen ohne 
Übernachtung ab einer Abwesenheit 
von mehr als 8 Stunden und für den 
An- und Abreisetag bei einer mehrtägi-
gen Dienstreise können pauschal 12 € 
berücksichtigt werden. Bei einer mehr-
tägigen Dienstreise und einer 24-stün-
digen Abwesenheit werden pauschal 
24 € berücksichtigt.
Für die Fahrten zur regelmäßigen Ar-
beitsstätte wird gesetzlich festgelegt, 
dass es höchstens noch eine regel-
mäßige Arbeitsstätte je Dienstver-

Nach dem Jahressteuergesetz ist vor dem Jahressteuergesetz

Zusammenarbeit der Steuerbehörden in Europa

Änderung des Reisekostenrechts

Vereinfachung ist das Ziel der Änderung

hältnis gibt. Welche von mehreren 
Arbeitsstätten das ist, wird durch den 
Arbeitgeber oder anhand quantitativer 
Elemente festgelegt. Aus der regel-
mäßigen Arbeitsstätte wird begriff-
lich die erste Tätigkeitsstätte. Weitere 
Änderungen gibt es bei den Unter-

Nachdem die Länder dem Jahres-
steuergesetz 2013 (JStG 2013) am 
1.2.2013 erneut die Zustimmung ver-
weigert haben, scheint es nun end-
gültig gescheitert zu sein. Teile dar-
aus greift die Bundesregierung erneut 
auf. Am 6.2.2013 beschloss sie den 
„Entwurf einer Formulierungshilfe für 
ein Gesetz zur Umsetzung der Amts-
hilferichtlinie sowie zur Änderung 
steuerlicher Vorschriften“: Durch die 
Umsetzung der EU-Amtshilferichtlinie 

soll die Zusammenarbeit der europäi-
schen Steuerbehörden bei der Festset-
zung von Steuern für grenzüberschrei-
tende Aktivitäten effizienter werden. Es 
sollen zentrale Verbindungsbüros in 
allen Mitgliedstaaten geschaffen und 
stufenweise ein automatischer Infor-
mationsaustausch entwickelt werden.
Dem Steuergestaltungsmodell „Gold-
finger“ wird erneut der Kampf ange-
sagt. Dabei wird durch Ausnutzung 
des negativen Progressionsvorbehalts 

kunftskosten im Rahmen der doppel-
ten Haushaltsführung sowie der vom 
Arbeitgeber zur Verfügung gestellten 
Verpflegung anlässlich einer auswär-
tigen beruflichen Tätigkeit. Beispiels-
weise können als Unterkunftskosten 
zukünftig die dem Arbeitnehmer tat-
sächlich entstehenden Aufwendungen 
für die Nutzung der Unterkunft oder 
Wohnung angesetzt werden, höchs-
tens jedoch 1.000 € im Monat. Dieser 
Betrag umfasst alle für die Unterkunft 
oder Wohnung entstehenden Aufwen-
dungen: z. B. Miete inklusive Betriebs-
kosten, Miet- oder Pachtgebühren für 
Kfz-Stellplätze, auch in Tiefgaragen, 
Aufwendungen für Sondernutzung 
(z. B. Garten), die vom Arbeitnehmer 
selbst getragen werden. Damit entfällt 
die Prüfung der angemessenen Woh-
nungsgröße.

resümiert die Analyse. Im internationa-
len Vergleich fällt auf, dass die direkten 
und indirekten Steuern sowie die So-
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der Steuersatz bis auf null reduziert. 
Künftig wird wohl der „Verlust“ beim 
Kauf des Goldes erst dann steuerlich 
geltend gemacht werden dürfen, wenn 
das Gold auch wieder verkauft wurde.
Elektrofahrzeuge als Dienstwagen: Bei 
der Versteuerung der privaten Nutzung 
solcher Geschäftsautos soll künftig 
durch Herausrechnen der besonders 
teuren Batterie der Nachteil gegenüber 
den Autos mit Verbrennungsmotor 
ausgeglichen werden. Damit soll die 
Verbreitung umweltfreundlicher Ge-
schäftsautos gefördert werden.
Umsatzsteuer: Die Steuerschuldner-
schaft des Leistungsempfängers soll 
auf Lieferungen von Erdgas und Elek
trizität durch Wiederverkäufer erweitert 
werden.

zialversicherungsbeiträge einen etwa 
gleichgewichtigen Anteil am Steuer-
aufkommen der Bundesrepublik besit-
zen. In den USA und Japan ist dage-
gen der Anteil an Verbrauchssteuern 

relativ gering. Beim Spitzensteuersatz 
rangiert Deutschland mit 47,5 Prozent 
hinter Finnland (49,2 %) und Großbri-
tannien (50 %) im Mittelfeld.



Einkünfteerzielungsabsicht bei langjährigem Leerstand von Wohnungen

Zweistufige Prüfung bei Nichtanerkennung von länger anhaltenden Verlustperioden

Präzisierung der Voraussetzungen durch Bundesfinanzhof

Feststellung von Liebhaberei durch Finanzverwaltung

Die Finanzämter sind angewiesen, die 
Umstände für Verluste aus Vermietung 
und Verpachtung zu prüfen. Dies führt 
in vielen Fällen zur Ablehnung der Ver-
luste, weil bestimmte Kriterien seitens 
der Vermieter nicht beachtet werden. 
Bereits in der Vergangenheit haben die 
Steuergerichte viele Fälle entschieden, 
bei denen es auf Grund von langjäh-
rigem Leerstand zu Werbungskosten-
überschüssen gekommen ist. Dabei ist 
grundsätzlich für jedes Objekt einzeln 
zu prüfen, ob bei der Vermietung einer 
Immobilie eine Einkünfteerzielungsab-
sicht besteht. 
Der Bundesfinanzhof hat nunmehr 
präzisiert, unter welchen Vorausset-
zungen Aufwendungen für langjährig 
leer stehende Wohnimmobilien als 
Werbungskosten zu berücksichtigen 
sind:

 �Aufwendungen für eine nach Her-
stellung, Anschaffung oder Selbst-
nutzung leer stehende Wohnung 
können als vorab entstandene Wer-
bungskosten abziehbar sein, wenn 
der Vermieter die Einkünfteerzie-
lungsabsicht hinsichtlich dieses Ob-
jekts erkennbar aufgenommen und 
sie später nicht aufgegeben hat.

Werden über eine Anzahl von Jahren 
aus einer wirtschaftlichen Betätigung 
nur Verluste erwirtschaftet, unterstellt 
die Finanzverwaltung eine steuerrecht-
lich irrelevante Betätigung, die sog. 
Liebhaberei. Sie führt zur Nichtaner-
kennung der aufgelaufenen Verluste.
Nach einem Beschluss des Bundes-
finanzhofs hat die Prüfung, ob eine 
Liebhaberei vorliegt, in zwei Richtun-
gen zu erfolgen. Auf der einen Seite 
ist eine Ergebnisprognose abzugeben. 
Darin ist festzustellen, ob die wirt-
schaftliche Betätigung insgesamt nur 
Verluste erwarten lässt. Auf der ande-
ren Seite ist zu prüfen, ob die Tätigkeit 
auf einkommensteuerlich unbeachtli-
chen Motiven beruht und sich der Un-

 �Aufwendungen für eine Wohnung, 
die nach vorheriger, auf Dauer an-
gelegter Vermietung leer steht, sind 
auch während der Zeit des Leer-
stands als Werbungskosten ab-
ziehbar, solange der Vermieter den 
ursprünglichen Entschluss zur Ein-
künfteerzielung im Zusammenhang 
mit dem Leerstand der Wohnung 
nicht endgültig aufgegeben hat.
 �Im Einzelfall kann ein besonders lang 
andauernder Leerstand – auch nach 
vorheriger, auf Dauer angelegter 
Vermietung – dazu führen, dass eine 
vom Steuerpflichtigen aufgenom-
mene Einkünfteerzielungsabsicht 
ohne sein Zutun oder Verschulden 
wegfällt.

 �Für die Ernsthaftigkeit und Nach-
haltigkeit von Vermietungsbemü-
hungen als Voraussetzung einer 
fortbestehenden Einkünfteerzie-
lungsabsicht trägt der Vermieter die 
Feststellungslast.
 �Sind Vermietungsbemühungen er-
kennbar nicht erfolgreich, muss der 
Vermieter sein Verhalten anpassen, 
z. B. durch Einschalten eines Mak-
lers, Nutzung alternativer Bewer-
bungsmöglichkeiten, Anpassung 
der Mieten.

Hinweis: Die Vermietungsbemühun-
gen sollten grundsätzlich dokumentiert 
werden. Dabei werden sporadische 
Anzeigen oder Hinweise am „schwar-
zen Brett“ nicht ausreichen.

ternehmer nicht wie ein Gewerbetrei-
bender verhält. Dem Urteilsfall lag die 
Situation eines Arztes zu Grunde. Er 
hatte ein Mehrfamilienhaus erworben. 
Das Obergeschoss nutzte er mit seiner 
Familie. Im Erdgeschoss hatte er eine 
Pension eingerichtet. Damit wurden 
über einen Zeitraum von zwölf Jahren 
erhebliche Verluste erwirtschaftet. Nur 
in zwei Jahren konnten kleine Gewinne 
erzielt werden. Nach einer Betriebs-
prüfung bewertete das Finanzamt den 
Pensionsbetrieb als Liebhaberei und 
versagte den aufgelaufenen Verlus-
ten die steuerliche Anerkennung. Es 
sah eine steuerrechtlich unbeachtliche 
Motivation. Für die negative Gesamt-
prognose spreche, dass der Arzt nicht 

in geeigneter Weise auf das Schei-
tern des ursprünglichen Betriebskon-
zepts reagiert oder für die Zukunft 
ein schlüssiges tragfähiges Konzept 
vorgelegt habe. Es fehle damit an ei-
nem Verhaltensmuster, wie dies von 
einem Gewerbetreibenden erwartet 
werden könne. Die private Motivation 
liege darin, dass der wesentliche Teil 
der jährlichen Aufwendungen auf die 
Beschäftigung der Ehefrau des Arztes 
zurückzuführen war. Beide Gesichts-
punkte zusammen führten zu dem Er-
gebnis, die Betätigung als Liebhaberei 
zu werten.



Verbesserung der steuerlichen 
Förderung der privaten Altersvor­
sorge geplant

Aufwendungen für einen Luxus­
sportwagen sind nur in angemesse­
ner Höhe als Betriebsausgaben zu 
berücksichtigen

Ab Januar 2014:

Luxus im Betrieb

Steuerlich zu berücksichtigende Be-
triebsausgaben sind Aufwendungen, 
die durch den Betrieb veranlasst sind. 
Der allgemeine Grundsatz, dass der 
Unternehmer selbst bestimmen kann, 
welche Ausgaben er im betrieblichen 
Interesse tätigen will, wird durch eine 
gesetzliche Vorschrift eingeschränkt: 
Aufwendungen, die die Lebensführung 
des Unternehmers oder anderer Per-
sonen berühren, sind nicht abzugsfä-
hig, soweit sie nach der allgemeinen 
Verkehrsauffassung als unangemes-
sen anzusehen sind. Maßstab für die 
vorzunehmende Angemessenheits-
prüfung ist dabei, ob ein ordentlicher 
und gewissenhafter Unternehmer an-
gesichts der zu erwartenden Vorteile 
die betreffenden Aufwendungen dem 
Grunde und der Höhe nach auf sich 

genommen haben würde. Als Beur-
teilungskriterien sind dabei neben der 
Größe des Unternehmens, der Höhe 
des längerfristigen Umsatzes und des 
Gewinns vor allem die Bedeutung der 
Aufwendungen für den Geschäftser-
folg nach der Art der ausgeübten Tä-
tigkeit und ihre Üblichkeit in vergleich-
baren Betrieben heranzuziehen.
Das Finanzgericht Nürnberg hat ent-
schieden, dass bei einem Tierarzt die 
Aufwendungen für einen Luxussport-
wagen weder geeignet noch dazu be-
stimmt sind, den Betrieb zu fördern. 
Als Betriebsausgaben berücksichtigte 
das Gericht nur die Kosten für die tat-
sächlich durchgeführten betrieblichen 
Fahrten mit dem Sportwagen in ange-
messener Höhe.
Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Der vom Bundestag beschlossene 
„Entwurf eines Gesetzes zur Verbes-
serung der steuerlichen Förderung der 
privaten Altersvorsorge“ sieht unter 
anderem vor,

 �bei der steuerlich begünstigten pri-
vaten Altersvorsorge ein Produktin-
formationsblatt einzuführen;
 �bei der Basisversorgung im Alter 
die Förderhöchstgrenze von 20.000 
€ auf 24.000 € anzuheben und die 
steuerlich begünstigte Absicherung 
der Berufsunfähigkeit und vermin-
derten Erwerbsfähigkeit zu verbes-
sern;
 �bei der Riester-Rente den Erwerbs-
minderungsschutz bei Altersvorsor-
geverträgen zu verbessern und die 
Bescheinigungspflicht der Erträge 
zu streichen;
 �bei der Eigenheimrente eine jeder-
zeitige Kapitalentnahme für selbst 
genutztes Wohneigentum in der 
Ansparphase und eine jederzeitige 
Einmal-Besteuerung des Wohnför-
derkontos während der Auszah-
lungsphase zu ermöglichen sowie 
den Umbau zur Reduzierung von 
Barrieren in oder an der selbst ge-
nutzten Wohnung in die Eigenheim-
renten-Förderung einzubeziehen.

Die sehr umfangreichen Änderungen 
sollen ab dem 1.1.2014 gelten.

In einer Gesellschaft des bürger
lichen Rechts (GbR) war ein Porsche 
911 für den Zeitraum 22. April bis 
zum 4. November eines Jahres auf 
einen Gesellschafter zugelassen. 
In seinem Privatvermögen hatte er 
einen Porsche 928 sowie einen Volvo 
V70. Das Finanzamt berechnete die 
private Kfz-Nutzung für den Porsche 
911 nach der sog. 1 %-Regelung für 
ein komplettes Jahr. Der Bundes
finanzhof bestätigte die Entschei-

Anscheinsbeweis und 1 %-Regelung

Zeitweise private Kfz-Nutzung berechtigt

dung des Finanzgerichts, dass ein 
Privatanteil nicht für das gesamte 
Jahr anzusetzen war, sondern ledig-
lich für den Zeitraum vom 22. April bis 
zum 4. November. Für die übrige Zeit 
scheide ein Ansatz für Privatnutzung 
aus, weil der Beweis des ersten An-
scheins, der für eine private Nutzung 
spreche, dadurch entkräftet wurde, 
dass entsprechende private Kraft-
fahrzeuge zur Verfügung standen.
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Unser Service im Internet
Dieses aktuelle Heft, aber auch älte-
re Ausgaben der Mandantenzeitung 
finden Sie unter der Adresse:
www.hws-partner.de
Diese fachlichen Informationen sind nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erstellt worden, können 
den zugrundeliegenden Sachverhalt jedoch oftmals 
nur verkürzt wiedergeben.

Die Komplexität und der ständige Wechsel der 
Rechtsmaterie machen es daher notwendig, Haf-
tung und Gewähr für die Angaben auszuschließen. 
Bitte beachten Sie, dass die Informationen eine in-
dividuelle Beratung durch Ihren Steuerberater nicht 
ersetzen können.

Dieser Informationsbrief ist urheberrechtlich ge-
schützt. Jede vom Urheberrecht nicht ausdrücklich 
zugelassene Verwertung bedarf der schriftlichen 
Zustimmung der Herausgeber.


